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Geschäftsbericht 2013

„Freie
Scholle”Baugenossenschaft

zu Berlin
eG



Mitgliedschaft in Institutionen, Verbänden und Vereinen

Die Baugenossenschaft „Freie Scholle“ zu Berlin eG ist Mitglied bei:

• Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Berlin-Nordwest e. V.

• Arbeitgeberverband der Wohnungswirtschaft e. V.

• BBA – Akademie der Immobilienwirtschaft e. V. 

• BBU – Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V. 

• Berliner Bau- und Wohnungsgenossenschaft von 1892 eG

• Deutsche Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- und Siedlungswesen e.V. (DESWOS)

• Förderverein der Münchhausen-Grundschule e. V.

• Genossenschaftsforum e. V.

• Industrie- und Handelskammer zu Berlin

• Initiative Reinickendorf e. V.

• Kirchbauverein der evangelischen Kirchengemeinde Alt-Wittenau e.V.

• Pensions-Sicherungs-Verein VVaG

• THW-Helfervereinigung Reinickendorf e. V.

Bilder der Titelseite:
Denkmalgerechte Fassadensanierung im vorderen Allmendeweg in Berlin-Tegel

Die „Freie Scholle“ auf einen Blick

                                                                                                             2013               2012

Mitglieder                                                                                            4.206              4.169
Nutzungseinheiten (nur Wohnungen und Gewerbe)                                  1.450              1.451
Mitarbeiter (im Jahresdurchschnitt)                                                                24                   25

                                                                                                                 T€                  T€

Bilanzsumme                                                                                 19.801,7         19.829,9
Geschäftsguthaben                                                                         3.495,7           3.467,0
Rücklagen                                                                                         2.290,9           1.950,6
Flüssige Mittel                                                                                  2.306,5           2.007,5
Jahresergebnis (vor Rücklagen)                                                               122,9              132,2
Umsätze aus der Hausbewirtschaftung                                          6.784,3           6.694,8
Bau- und Instandhaltungskosten (inkl. Regiebetrieb)                           3.387,7           3.539,1
Darlehenszinsen                                                                                  307,6              321,5

Eigenkapitalquote                                                                              31,4%            30,5%
Leerstandsquote (vermietungsbedingt)                                                    0,0%               0,0%
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Organe der Genossenschaft

Aufsichtsrat

Rainer Schmidt                        Vorsitzender                          seit 13.06.1995
Harald Nehls                            Stellv. Vorsitzender                seit 12.06.2003
Christoph Bayer                      Schriftführer                          seit 25.06.2009
Stefanie Kaudel                                                                       seit 14.06.2012
Karl-Heinz Köhler                                                                    seit 13.06.2002
Heinz Liepold                                                                          seit 01.06.1988
Stefan Schalow                                                                       seit 07.06.2007
Matthias Schebsdat                                                                seit 04.06.1996
Bernhard Stein                                                                      seit 10.06.2004

Ausschüsse des Aufsichtsrates

Revisionskommission

Harald Nehls, Vorsitzender
Stefanie Kaudel

Karl-Heinz Köhler
Matthias Schebsdat

Baukommission

Heinz Liepold, Vorsitzender
Christoph Bayer
Stefan Schalow
Bernhard Stein

Vorstand

Jürgen Hochschild seit 01.12.1986
Hans-Jürgen Hube seit 01.04.2013

Jörg Schmidt bis 31.03.2013



Gemäß Genossenschaftsgesetz und Satzung ist es
die Aufgabe des Aufsichtsrates, den Vorstand zu för-
dern, zu beraten und zu überwachen. Dazu hat sich
der Aufsichtsrat im Geschäftsjahr 2013 vom Vorstand
durch mündliche und schriftliche Berichte über die
Lage der Genossenschaft sowie wesentliche Vor-
gänge aus der Geschäftsführung informieren lassen
und war an allen wichtigen unternehmerischen 
Entscheidungen beteiligt. Er ist in regelmäßigen
gemeinsamen Sitzungen von Vorstand und Auf-
sichtsrat seinen Beratungs- und Überwachungs-
pflichten in vollem Umfang nachgekommen. Darü-
ber hinaus wurde der Vorsitzende des Aufsichtsrates
vom Vorstand laufend über wichtige Entwicklungen
und anstehende Entscheidungen unterrichtet. Der
Aufsichtsrat dankt dem Vorstand ganz ausdrücklich
für die Bereitschaft, den Aufsichtsrat deutlich über
die gesetzlichen Pflichten hinaus zeitnah und umfas-
send zu informieren und für Fragen zur Verfügung
zu stehen.

Sitzungen und Versammlungen

Im Berichtsjahr 2013 wurden vom Aufsichtsrat ein-
berufen:
1 ordentliche Vertreterversammlung
1 Informations- und Seminarveranstaltung für 

die Mitglieder der Vertreterversammlung
5 gemeinsame Sitzungen von 

Vorstand und Aufsichtsrat
2 Sitzungen des Aufsichtsrates
2 Sitzungen der Revisionskommission
2 Sitzungen der Baukommission

Schwerpunktthemen

Die Aufnahme der Tätigkeit des zweiten hauptamtli-
chen Vorstandes Hans-Jürgen Hube bei der „Freien
Scholle” am 01. April 2013 war ein wesentlicher Mei-
lenstein in der Arbeit des Aufsichtsrates.

Bei den außerordentlichen Instandhaltungen stellte
die Fortführung der Sanierung und Modernisierung
der Einfamilienhäuser im Allmendeweg das wesent-
liche Schwerpunktthema dar. Die Maßnahmen an
den drei Blöcken Allmendeweg 1–13, 15/35 wurden
in Abstimmung mit dem Denkmalschutz durchge-

führt und konnten bei leichter Unterschreitung des
Kostenrahmens planmäßig abgeschlossen werden.

Weitere Schwerpunkte, mit denen sich der Auf-
sichtsrat in seinen Sitzungen, den Kommissions-
sitzungen und in den gemeinsamen Sitzungen mit
dem Vorstand beschäftigte, waren:

• das Instandhaltungsprogramm 2013 
(Maßnahmen, Budget und Organisation des Re-
giebetriebes)

• der Wirtschafts- und Finanzplan 2013

• die mittelfristige Erfolgs- und Finanzplanung

• der Jahresabschluss 2012 einschließlich der 
Bilanz-Analyse und Kontenprüfung

• die Vorlage und Beratung des Prüfungsberichtes 
2011 des BBU

• die Prüfung der Jahresvermietung 2013 (Prüfung 
aller Wohnungswechsel und -vergaben)

• die Analyse der Entwicklung der Vermietungs-
situation und der Forderungen aus Nutzungs-
gebühren

• die Analyse und Bewertung aktueller Rechtsände-
rungen in der Wohnungswirtschaft

Die Revisionskommission hat in ihren Sitzungen
über alle wesentlichen wirtschaftlichen und finanzi-
ellen Angelegenheiten beraten und entsprechende
Beschlussfassungen für den Aufsichtsrat vorberei-
tet. Neben der Prüfung der Vergabe von Wohnraum
nach den Vergaberichtlinien, die zu keinerlei Bean-
standungen führte, ließen sich die Kommissionsmit-
glieder ausführlich über die Entwicklung der Nut-
zungsgebühren informieren, setzten sich mit der
Mietenentwicklung in Berlin und dem Berliner Miet-
spiegel auseinander.

Die Baukommission hat sich in ihren Sitzungen 
ausführlich über alle laufenden Bau- und größeren
Instandhaltungsmaßnahmen informieren lassen.

Bericht des Aufsichtsrates zum Geschäftsjahr 2013
und Bemerkungen zum Jahresabschluss 2013
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Neben der genannten außerordentlichen Instand-
haltung im Allmendeweg sind hervorzuheben,

• die Kellerisolierungen Schollenhof 24–31
• der Fassadenanstrich Alt-Wittenau 41 f+g
• neue Fahrradständer in den Siedlungen Lübars 

und Rosentreterpromenade
• die Sanierung von neun Einfamilienhäusern

Unverändertes Ziel der Genossenschaft ist es, bei
einem hohen Instandhaltungsniveau, langfristig eine
gute und sozial verantwortbare Wohnungsversor-
gung der Mitglieder zu gewährleisten. Grundlage
hierfür ist eine gesunde wirtschaftliche Grundlage.
Vorstand und Aufsichtsrat sehen sich daher in der
Verpflichtung eine gewissenhafte Risikovorsorge zu
gewährleisten, die Eigenkapitalquote zu verbessern
und für eine ausreichende Liquidität zu sorgen. So
kann sich die „Freie Scholle“ vor negativen externen
Einflüssen schützen und gleichzeitig dem eigenen
Anspruch gerecht werden.

Verbandsprüfung für das Geschäftsjahr 2012

Der Prüfungsverband hat unsere Genossenschaft für
das Geschäftsjahr 2012 geprüft. Der Prüfungsbericht
und der Jahresabschluss lagen allen Mitgliedern des
Aufsichtsrates vor.

Der Bericht bestätigt die Ordnungsmäßigkeit des
Jahresabschlusses und der Geschäftsführung.

Der Prüfungsbericht 2012 wurde beraten und ein-
stimmig zur Kenntnis genommen.

Jahresabschluss 2013

Der Jahresabschluss 2013 ist vom Aufsichtsrat nach
ausführlicher Beratung mit dem Vorstand geprüft
und einstimmig gebilligt worden. Im operativen
Geschäft konnte ein Überschuss in Höhe von rd.
122.900,– € erwirtschaftet werden.

Die Prüfung des Jahresabschlusses 2013 durch den
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsun-
ternehmen e. V. steht noch aus.

Der Aufsichtsrat stimmt dem Lagebericht des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2013 zu und empfiehlt
der Vertreterversammlung die Annahme des Jahres-
abschlusses 2013. Gleichzeitig bittet der Aufsichtsrat
die Vertreterversammlung, dem Vorstand Entla-
stung zu erteilen.

Personelle Veränderungen im Vorstand

Wie bereits bekannt wurde der Baugenosse Hans-
Jürgen Hube mit Wirkung zum 01. April 2013 vom
Aufsichtsrat für fünf Jahre zum hauptamtlichen Vor-
standsmitglied bestellt. Er leitet seit Aufnahme sei-
ner Tätigkeit gemeinsam mit dem langjährigen
hauptamtlichen Vorstandsmitglied, dem Baugenos-
sen Jürgen Hochschild die Genossenschaft. Der Vor-
stand hat sich eine Geschäftsordnung gegeben und
im Rahmen eines Geschäftsverteilungsplanes die
Aufgabenteilung und die Arbeitsgebiete festgelegt.

Dank an Vorstand und Mitarbeiter

Abschließend dankt der Aufsichtsrat den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Genossenschaft sowie
dem Vorstand ganz ausdrücklich für die im
Geschäftsjahr 2013 geleistete erfolgreiche Arbeit. 

Berlin, im Mai 2014 
Für den Aufsichtsrat

Rainer Schmidt, 
(Aufsichtsratsvorsitzender)



Die Generalversammlung besteht aus den von den
Mitgliedern der Genossenschaft in geheimer Wahl
gewählten Vertretern. Die Amtszeit der Vertreter
beträgt 4 Jahre.

Die Vertreter sind persönlich Mitglied der Genossen-
schaft und gehören weder dem Vorstand noch dem
Aufsichtsrat an. In der Vertreterversammlung hat
jeder Vertreter eine Stimme, die nicht übertragbar
ist. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist
nicht zulässig. Die Vertreter sind an Weisungen ihrer
Wähler nicht gebunden. Sie sollen an den Vertre-
terversammlungen regelmäßig teilnehmen. Ihre
Rechte und Pflichten ergeben sich aus dem Genos-
senschaftsgesetz, der Satzung und der Wahlord-
nung.

Ein Verzeichnis der Vertreter sowie der Ersatzvertre-
ter nach dem Stand vom Mai 2014 ist diesem Bericht
als Anhang beigefügt. Die derzeitige Amtszeit der
Vertreter endet spätestens mit Ablauf der Vertreter-
versammlung im Geschäftsjahr 2017.

An der Vertreterversammlung am 13. Juni 2013 nah-
men 48 Vertreter (69%) teil. Der Bericht des Vorstan-
des über das Geschäftsjahr 2012 sowie der Bericht
des Aufsichtsrates über seine Tätigkeit in 2012 wur-
den gebilligt. Der vorgelegte Jahresabschluss 2012
wurde mit Zustimmung festgestellt.

Über das Ergebnis der gesetzlichen Prüfung des BBU
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsun-
ternehmen e. V. des Geschäftsjahres 2011 wurde die
Vertreterversammlung satzungsgemäß unterrich-
tet. Vorstand und Aufsichtsrat wurden Entlastung
erteilt.

Bei der Wahl zum Aufsichtsrat stellten sich die 3 bis-
herigen Aufsichtsratsmitglieder Baugenosse Stefan
Schalow, Baugenosse Rainer Schmidt und der Bauge-
nosse Bernhard Stein zur erneuten Wiederwahl. Die
Baugenossin Kerstin Pampu kandidierte ebenfalls. In
einer geheimen Wahl wurden die Baugenossen Scha-
low, Schmidt und Stein gewählt.

Vertreterversammlung
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Unsere Baugenossenschaft ist eine Selbsthilfeeinrichtung der Bürger. 

Willensbildungen erfolgen auf der Basis repräsentativer Demokratie!

                                                              
                                                                    

                                                                    Mitglieder wählen in 13 Wahlbezirken

                                                                    Vertreter: Sie nehmen in der Vertreterversammlung

                                                                    die Rechte der Mitglieder wahr und wählen u. a.

                                                                    Mitglieder des Aufsichtsrates. Dieser bestellt

                                                                    Mitglieder des Vorstandes. Der Vorstand führt die Geschäfte.
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Rahmenbedingungen

Die Förderung ihrer Mitglieder vorrangig durch eine
gute, sichere und sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung ist satzungsgemäßer Zweck der Genos-
senschaft. Um unsere Mitglieder auch in Zukunft und
auf Dauer zufriedenzustellen, müssen wir sorgsam
mit den eigenen Kräften und den Ressourcen unse-
res näheren und weiteren Umfeldes umgehen.

Wir wollen die wirtschaftliche Kraft der „Freien
Scholle“ jederzeit, d. h. langfristig auf einem stabilen
Niveau halten; denn nur so können wir weiter die
erforderlichen Investitionen für die Erhaltung und
Weiterentwicklung des Bestands aufbringen, um
auch der Nachfrage der wachsenden Zahl der Mit-
glieder gerecht werden zu können. 

Für unsere Zulieferer und Dienstleister – und für
ihren Wettbewerb untereinander – wollen wir ein fai-
rer Geschäftspartner sein.

Für unsere Mitarbeiter wollen wir sicherstellen, dass
wir auch in Zukunft ein zuverlässiger und attraktiver
Arbeitgeber sind.

Unser Handeln orientieren wir stets an einem aktiven
Einsatz für eine intakte Umwelt, deren Erhaltung und
Schutz.

Dieses alles zu gewährleisten bedarf einer auf Dauer
ausgerichteten, langfristig orientierten Bewirtschaf-
tung der eigenen Bestände, die die Bedürfnisse der
Mitglieder heute befriedigt, ohne die der künftigen
Generationen einzuschränken. Der verantwortungs-
volle Umgang mit ökonomischen, ökologischen und
personellen Ressourcen ist dafür ebenso unerlässlich
wie gesellschaftlich verantwortungsvolles Handeln.

Gesellschaftlich verantwortungsvolles Han-
deln erfordert die Beachtung 

• der Rechenschaftspflicht,
• des Transparenzgebots,
• ethischer Verhaltensnormen (Ehrlichkeit, 

Gerechtigkeit, Rechtschaffenheit, Sorge um das 
Wohlergehen von Mensch, Tier und Umwelt),

• der Interessen von Personen und Gruppen, für 
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die Entscheidungen oder Aktivitäten der Genos-
senschaften von Bedeutung sind,

• von Recht und Gesetz ohne jede Einschränkung,
• internationaler Standards,
• der Menschenrechte.

Die „Freie Scholle“ hat deshalb bereits vor Jahren
Handlungsgrundsätze verfasst, die diesen Anfor-
derungen und der Tradition der Genossenschaft
Rechnung tragen sollen:

• hohe Mitgliederzufriedenheit, Mitgliederbindung 
und stabile Nachbarschaften stehen im Mittel-
punkt

• Konzentration auf das Kerngeschäft. Die Bewirt-
schaftung von Wohnraum zu günstigen Nut-
zungsgebühren bei guter Qualität hat oberste 
Priorität.

• sozialverträgliche Nutzungsgebühren
• Verpflichtung auf kostendeckende Nutzungs-

gebühren
• alle wirtschaftlichen Aktivitäten haben den Erhalt 

und den Ausbau der Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit zum Ziel

• langfristig und zukunftsfähig orientierte Entwick-
lung unseres Wohnungsbestandes

• zusätzliche Leistungen sollen die Vermietungs-
chancen verbessern

• soziale Verantwortung für die Genossenschafts-
mitglieder

• Pflege der genossenschaftlichen Demokratie
• höchste Priorität für Instandhaltung und Moder-

nisierung
• mögliche Ergänzungen und Erweiterungen des 

Wohnungsbestandes sollen schwerpunktmäßig 
im Bezirk Reinickendorf erfolgen

• Überschüsse verbleiben zur Eigenkapitalstärkung 
in der Genossenschaft

• effiziente und kostengünstige Verwaltung
• bei der Ausprägung der besonderen und eigenen 

Identität der „Freien Scholle“ spielt der Regiebe-
trieb eine wichtige Rolle

• die Arbeit des Beirates ist ein besonderes Aushän-
geschild für die Genossenschaft

• Partnerschaften ergänzen das Angebot der 
„Freien Scholle“

• Engagement bei gesellschafts- und sozialpoliti-
schen Aufgaben

• offen für weitere Kooperationen

Lagebericht des Vorstandes über das 
Geschäftsjahr 2013
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Die Versorgung ihrer Mitglieder mit bezahlbarem
Wohnraum steht unverändert im Vordergrund des
Wirkens der Genossenschaft. Die stets wachsende
Zahl der Mitglieder ist Beweis für ein stadtweit unzu-
reichendes Wohnungsangebot. Die „Freie Scholle“
sieht ihren Beitrag zu gesellschaftlich verantwor-
tungsvollem Handeln u. a. in folgenden Maßnahmen:

• Die Berechnung der Nutzungsgebühren bei der
Neuvermietung der Wohnungen und Einfamilien-
häuser wird von zwei Grundsätzen geprägt: dem
Prinzip der Kostendeckung und der Begrenzung auf
den Mittelwert des Berliner Mietspiegels. Das Kosten-
deckungsprinzip sorgt dafür, dass das Vermögen der
Genossenschaft zukunftsfähig gesichert wird. Bei
der Neuvermietung investieren wir oft viel Geld für
einen zeitgemäßen Standard der Wohnung. Deshalb
ist in diesem Moment eine Anpassung der Nutzungs-
gebühren dringend geboten. Die Begrenzung der
Nutzungsgebühren auf den Mittelwert des Berliner
Mietspiegels garantiert den Mitgliedern eine faire
Nutzungsgebühr bei der Übernahme. Die Überlas-
sung der Wohnung zum Mittelwert wirkt darüber
hinaus auf die weitere Entwicklung der Berliner Woh-
nungsmieten preisstabilisierend. Die aktuell bei allen
Vermietern vereinbarten Wohnungsmieten bilden
die Grundlage zur Preisbildung des nächsten Miet-
spiegels. Höhere Mietspiegelwerte finden ihre Ursa-
che ausschließlich in teureren Vermietungen in der
Gegenwart. Diese Preisentwicklungen treibt die
„Freie Scholle“ nicht mit an.

• Die Siedlung Tegel steht als bauhistorisch wertvol-
les Ensemble unter Denkmalschutz. Jeder Umbau,
jede Instandsetzung, jeder Instandhaltungsauftrag
nimmt Rücksicht auf das große, uns überlassene kul-
turelle Erbe. Dieses gilt es zu bewahren.

•   Wir kooperieren mit der Arbeiterwohlfahrt (AWO)
und ihren Einrichtungen, dem Naturschutzbund
(NABU), der Paul-Löbe-Oberschule, der Münchhau-
sen-Grundschule, dem Technischen Hilfswerk (THW),
dem evangelischen Kirchbauverein Alt-Wittenau
sowie der Deutschen Entwicklungshilfe für soziales
Wohnungs- und Siedlungswesen e. V. (DESWOS). Bei
diesen Kooperationen wird großer Wert auf
zukunftsfähigen, direkten Nutzen für unsere Mit-
glieder gelegt. Nicht ausschließlich, aber vornehm-
lich konzentrieren wir diese Aktivitäten deshalb auf

unser räumliches Umfeld in Tegel, Lübars, Wittenau,
Hermsdorf und Waidmannslust. Zur Stabilisierung
dieses Umfelds ist die Genossenschaft stets an wei-
teren Kooperationen interessiert.

• Der Regiebetrieb, von vielen anderen Genossen-
schaften der Immobilienwirtschaft schon vor vielen
Jahren wegen vermeintlicher Unwirtschaftlichkeit
ausgegliedert oder geschlossen, leistet für uns her-
vorragende Arbeit bei der Instandhaltung und denk-
malgerechten Erhaltung unserer Anlagen und ganz
besonders im Winter einen erheblichen Beitrag, die
Betriebskosten für die Schneebeseitigung seit vielen
Jahren außergewöhnlich niedrig zu halten.

• Wir achten auf den ressourcenschonenden
Umgang mit Energie. So haben wir uns z. B. für den
Hausstrom, den Strom, der in den Hausaufgängen
und Heizungsanlagen als Betriebsstrom verbraucht
wird, die Zusicherung geben lassen, dass dieser aus-
schließlich aus Kraftwerken stammt, die regenerative
Energiequellen verwenden. Zur Senkung des Strom-
verbrauchs und damit der umlagefähigen Betriebs-
kosten planen wir in den Hausaufgängen künftig
stromsparende LED-Lampen anstelle von Glühlam-
pen zu verwenden. Die quecksilberhaltige Energie-
sparlampe hat wegen ihrer Entsorgungsproblematik
damit bei uns ausgedient.

• Die Vitalisierung des gemeinschaftlichen, genos-
senschaftlichen Lebens ist eine der hauptsächlichen
Aufgaben des Beirates. 1912 gegründet sollte er
„zunächst hauptsächlich als Reklame- bezw. Propa-
gandaausschuß wirken“. Die Werbung für den
Genossenschaftsgedanken sollte dabei im Vorder-
grund stehen. Nach über 100 Jahren können der 
Beirat und seine Mitglieder auf langjährig geübte 
Traditionen verweisen und pflegen diese mit
unglaublicher Hingabe. Der Beirat ist als Gremium
einer Genossenschaft keinen gesetzlichen Regelun-
gen unterworfen und nutzt diese Freiheit zur Bele-
bung und Pflege genossenschaftlicher Traditionen.
Er trägt so dazu bei, dass sich die „Freie Scholle“
außergewöhnlich abhebt.
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Wirtschaftliche Lage/Entwicklung der
volkswirtschaftlichen Eckdaten

Die „Freie Scholle“ will ihrem Förderauftrag für die
Mitglieder auch in Zukunft gerecht werden. Diese
Zukunftsfähigkeit wird entscheidend von der Fähig-
keit geprägt, ihre wirtschaftliche Leistungskraft zu
erhalten und auszubauen. Diese Zielsetzung macht
es erforderlich, ihre wirtschaftliche Position unter
stets wandelnden Rahmenbedingungen zu be-
haupten. Eine wesentliche Voraussetzung ist die Ver-
fügbarkeit finanzieller Mittel für erforderliche Inve-
stitionen zur Erhaltung und Weiterentwicklung des
Bestandes. Wie uns dieses gelingt, ist u. a. abhängig
von der weiteren Entwicklung der volkswirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen.

Nach Erkenntnissen des Statistischen Bundesamtes
bzw. Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg sind die
Verbraucherpreise 2013 im Mittel bundesweit um rd.
1,5% und in Berlin um 2,2% gestiegen. Der Anstieg
verharrte damit in Berlin auf dem Niveau des Vorjah-
res. Ein bedeutender Preistreiber waren die Strom-
preise mit +16,8%. Gas war dagegen um 3,4%, Heizöl
sogar um 7,4% günstiger als im Vorjahr.

Für die Nettokaltmieten ermittelte das Statistische
Landesamt für 2013 eine Zunahme um 2,6% (2012:
1,7%), die damit leicht oberhalb der allgemeinen
Preissteigerung lag. Geringfügig darunter blieben
die Anhebungen der Nutzungsgebühren bei beste-
henden Nutzungsverhältnissen und bei Neuab-
schlüssen der „Freien Scholle“. Bei den Jahressoll-
mieten verzeichneten wir gegenüber 2012 lediglich
ein Plus von 2,0%. Für die Wohnungsnebenkosten
(kalte und warme Betriebskosten sowie Schönheits-
reparaturen) wurde amtlich eine Zunahme um 1,7%
verzeichnet.

Nach Einschätzung der Gewerkschaften knüpfte die
Tarifrunde 2013 an die Entwicklung des Vorjahres an,
in der es den Gewerkschaften gelang Tarifabschlüsse
von durchschnittlich über 3% durchzusetzen. Die in
2013 in Kraft getretenen Abschlussraten fielen
danach zwar etwas geringer aus als im Vorjahr, aber
die jahresbezogene Tarifsteigerung hätte angesichts
der verhaltenen Entwicklung der Verbraucherpreise
dennoch zu einem realen Anstieg der Tariflöhne und
-gehälter von rd. 1% geführt.

Im Jahr 2013 verdienten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Berlin nach Erhebungen des Stati-
stischen Landesamtes durchschnittlich 30.775 €. Das
waren 1,9% mehr als im vorangegangenen Jahr.
Damit setzte sich die gebremste Lohnentwicklung
des Jahres 2012 (+2,2%) im Jahr 2013 noch stärker
fort. Im Vergleich mit der bundesweiten Verdienster-
höhung im Jahr 2013 von 2,2% auf 31.019 € verlief
die Entwicklung 2013 in Berlin wie schon im Jahr
zuvor unterdurchschnittlich. Der Durchschnittsver-
dienst in Berlin war bereits 2012 auf 99,5% des Bun-
deswertes gefallen und ist im letzten Jahr weiter auf
99,2% gesunken.

Zum 1. Juli 2013 wurde den Rentnern in den neuen
Bundesländern eine Rentensteigerung von rd. 3,3%,
in den alten Bundesländern aufgrund der unter-
schiedlichen wirtschaftlichen Entwicklung von nur
0,25% gewährt.

Der Rückgang der realen Kaufkraft führt dazu, dass
die Nutzungsgebühr zunehmend im Wettbewerb
mit den Ausgaben für Konsumgüter steht. Es zeich-
net sich ab, dass die betriebswirtschaftlich notwen-
dige, regelmäßige Anpassung der Nutzungsge-
bühren intensiverer Erläuterungen gegenüber den
betroffenen Nutzern bedarf. Die Notwendigkeit zur
regelmäßigen Anpassung der Nutzungsgebühren
zeigt sich an der langjährigen Entwicklung der bran-
chenspezifischen Kostenpositionen. So sind die
Kosten für die Instandhaltung von Wohngebäuden
nach Feststellungen des Amts für Statistik Berlin-
Brandenburg von Ende 2012 zu Ende 2013 um 2,4%
gestiegen, seit 2010 insgesamt um 8,4%. Die Kosten
für Schönheitsreparaturen in einer Wohnung sind
sogar um 2,6% höher als im Vorjahr. Diese Kostenent-
wicklung entspricht weitgehend der langjährigen
Beobachtung, nach der die Instandhaltungskosten –
ähnlich den Neubaukosten – jährlich um 2,5% zuneh-
men.

Die Genossenschaft gibt seit vielen Jahren rd. 40%
und mehr der eingenommenen Nutzungsgebühren
für die Instandhaltung ihres Wohnungsbestandes
aus. Knapp 30% sind für Betriebskosten (einschließ-
lich Grundsteuern), deren Entwicklung in den ver-
gangenen Jahren sehr unterschiedlich verlaufen ist.
Gemessen an der Entwicklung dieser Kosten sind die
Aufwendungen für die Verwaltung der Genossen-



schaft relativ stabil, im Verhältnis zur Gesamtleistung
sogar rückläufig. Eine Kompensation steigender
Kosten für die Bewirtschaftung der Wohnungen und
Häuser zugunsten unterdurchschnittlicher Nut-
zungsgebühren ohne Verluste der Wohnqualität
belastet auf Dauer die Zukunftsfähigkeit der „Freien
Scholle“. Die Nutzungsgebühren müssen vielmehr
so bemessen sein, dass die Bildung von Rücklagen
zur Herstellung einer zeitgemäßen Ausstattung der
Wohnungen und Häuser möglich ist. Die Instandhal-
tung wird auch weiterhin die höchste Rangstelle in
unserem sehr umfangreichen Aufgabenkatalog
haben. Eine kostendeckende Nutzungsgebühr
muss deshalb durch eine schrittweise Heranführung
in allen Siedlungen in den nächsten Jahren erreicht
werden.

Darstellung des Geschäftsverlaufs

Die wirtschaftliche und organisatorische Situa-
tion unserer Genossenschaft
Der in den letzten Jahren eingeschlagene Weg der
wirtschaftlichen Konsolidierung wurde im abgelau-
fenen Geschäftsjahr konsequent fortgesetzt. 2013
war für die „Freie Scholle“ erneut ein Jahr, in dem es
uns gelungen ist, alle uns gestellten Aufgaben zu
erfüllen.

Instandhaltung und Modernisierung

Die „Freie Scholle“ hat ihre intensiven Anstrengun-
gen fortgesetzt, die Ausstattung ihrer Wohnungen
und Häuser stets zu verbessern und die Wohnanla-
gen attraktiver zu gestalten. Unsere Devise „Mög-
lichst jeder EURO in die Instandhaltung“ galt
auch 2013 und gilt für die Zukunft weiterhin. Das
Instandhaltungsbudget wurde erneut auf sehr
hohem Niveau gehalten. Es entstanden Bau- und
Instandhaltungskosten in Höhe von 3.387,7 T€. Dar-
aus ergaben sich ca. 37,38 €/m² Wohnfläche. Diese
Belastung ist erheblich und zur dauerhaften Erhal-
tung unseres Bestandes dringend notwendig.
Unsere umfangreichen Instandsetzungsaktivitäten
sichern eine generell gute Gebäudesubstanz. Ein
attraktives Wohnumfeld und ansprechende Außen-
anlagen gehören unabdingbar zum genossenschaft-

lichen Wohnungsstandard. Alle Maßnahmen zusam-
men sollen das Wohnen bei der „Freien Scholle“ 
für unsere Mitglieder so angenehm wie möglich
machen.

Auf der Basis der derzeitigen Ertragslage und unter
Berücksichtigung einer moderaten, in den nächsten
Jahren angenommenen Ertragssteigerung bei
gleichzeitig vorausgesetzten positiven Jahresergeb-
nissen kann von einem ausreichenden Deckungs-
beitrag für die erforderlichen Instandhaltungs-
aufwendungen ausgegangen werden. Mittelfristige
Erfolgsplanungen sehen weiterhin sehr hohe In-
standhaltungsbudgets vor.

Die Instandhaltungsausgaben gliedern sich folgen-
dermaßen auf:

2.404,9 T€ Instandhaltung durch Fremdfirmen
860,5 T€ Kosten des Regiebetriebes 

und anteilige Verwaltungskosten
122,3 T€ Bauinvestitionen

3.387,7 T€ Instandhaltungskosten 2013

Denkmalschutz dient der Bewahrung und Pflege

von kulturellem Erbe. Denkmalschutz fördert die

Lebensqualität. Deshalb ist uns die denkmalgerechte

Wiederherstellung der Gebäude und deren Erhal-

tung ein ganz besonderes Anliegen. Das schränkt die

Gestaltungsmöglichkeiten der Wohnungen und

Häuser gelegentlich ein und lässt Vollwärmeschutz

mit großformatiger, von außen angebrachter Wär-

medämmung nicht zu. Wir müssen und wollen hier

weiterhin nach neuen Wegen und neuen Lösungen

zur Reduzierung des Energieverbrauchs bzw. Sen-

kung dieser Kosten suchen.
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Der Genossenschaft sind im Berichtsjahr 56 Woh-
nungen (Vorjahr 65) durch Tod oder Kündigung 
frei gemeldet worden. Die Fluktuation ist erneut
deutlich von 4,5% auf 3,9% zurückgegangen. Alle
Wohnungen wurden nach den von Aufsichtsrat und
Vorstand festgelegten Vergaberichtlinien vergeben.
Die Wohnungsvergaben wurden vom Aufsichtsrat
überprüft.

• Umfassende Kellertrockenlegung im Schollen-
hof 24 – 31

• Modernisierung und Instandsetzung von 7 
Einfamilienhäusern

• Erneuerung der Fahrradständer in den Sied-
lungen Lübars und Rosentreterpromenade

• Abarbeitung von insgesamt 2.566 Mängelmel-
dungen der Nutzer (Vorjahr 2.676)

Entwicklung der Instandhaltungs-
aufwendungen

Folgende wesentliche Maßnahmen wurden im
Geschäftsjahr 2013 durchgeführt:

• Fassaden- und Dachinstandsetzung von 24 
Einfamilienhäusern im vorderen Allmendeweg 

• Erneuerung der Hauszugänge im hinteren 
Allmendeweg 

• Fassadenanstrich und Balkonsanierung in 
Alt-Wittenau 41 f / g

T€

Jahr

Wohnungsbewirtschaftung

Am 31.12.2013 verwaltete die Genossenschaft

1.434     Wohnungen
     16     Gewerbliche Einheiten 
       6     Gästewohnungen
       3     Soziale Einrichtungen 
     14     Keller u. a.
       5     Eigengenutzte Einheiten
              (1 Büro, 1 Werkstatt, 3 Waschküchen)
   158     Garagen 
     27     Stellplätze
1.663     Nutzungseinheiten



1 Zimmer-
Wohnungen

2 Zimmer-
Wohnungen

3 Zimmer-
Wohnungen

4 Zimmer-
Wohnungen

Einfamilien-
häuser

53 %

7 %20 %

4 %

16 %

Anzahl
absolut

2012

2013

1 Zimmerwohnungen

2 Zimmerwohnungen

3 Zimmerwohnungen

4 Zimmerwohnungen

Einfamilienhäuser

2013
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Die Kündigungsgründe und ihre Entwicklung gibt folgendes Schaubild wieder:

2008 2009 2010 2011 2013

Tod

Vergrößerung innerhalb
der „Freien Scholle“

Verkleinerung innerhalb
der „Freien Scholle“

Senioren/Pflegeheim

Wohnungseigentum

sonstige Fortzüge
innerhalb Berlins

sonstige Fortzüge
außerhalb Berlins

2012

Anzahl

(Säulendiagramm pro
Jahr von links nach
rechts lesen)

Art und Größe der freigewordenen Wohnungen gliedern sich wie folgt auf:
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Mitgliederbewegung

Das seit Jahren zu beobachtende Interesse an der
Mitgliedschaft in der „Freien Scholle“ hält unverän-
dert an. Die Nachfrage nach preiswerten und gut
ausgestatteten Wohnungen ist weiterhin hoch mit
zunehmender Tendenz. Mit 142 Neumitgliedern
nahm der Mitgliederbestand bei 105 Abgängen per
Saldo um 37 Mitglieder (0,9%) zu. Die „Freie Scholle“
ist damit weiterhin die mitgliederstärkste Baugenos-
senschaft in Reinickendorf.

Anteilsbezogene Angaben zur Mitgliederbewegung
befinden sich im Anhang dieses Geschäftsberichtes.

Die Abgänge hatten 2013 folgende Ursachen:

Die Anzahl der Wohnungswechsel ist im Geschäfts-
jahr 2013 das dritte Mal in Folge zurückgegangen. Die
Zahl der Mitglieder, die bei anderen Vermietern inner-
halb und auch außerhalb Berlins eine neue Wohnung
mieten, hat seit 2010 dramatisch abgenommen.

Die Zahl unserer Wohnungsbewerber wächst weiter.
Die Wartezeiten haben sich auch bei kleineren Woh-
nungen weiter erhöht. Wohnungen an den Haupt-
verkehrsstraßen und im Erdgeschoss sind dagegen
weniger gefragt und mit deutlich kürzeren Warte-
zeiten anmietbar. Das Interesse an Wohnungen in
ruhigerer Lage und an großen Wohnungen ist unver-
ändert hoch. Für diese Wohnungen nehmen die War-
tezeiten zu.

Auch 2013 sind alle freigewordenen Wohnungen ter-
mingerecht weitervermietet worden. Es ist also
erneut kein vermietungsbedingter Leerstand
entstanden. Bei der Wohnungsvergabe haben wir
verstärkt darauf geachtet, eine möglichst ausgegli-
chene Alters- und Sozialstruktur in unseren Siedlun-
gen zu bewahren bzw. zu erreichen.

Die Entwicklung der Forderungen aus Vermie-
tung ist weiterhin ein wesentlicher Schwerpunkt
unserer Arbeit. Analog zur wirtschaftlichen Entwick-
lung steigt die Zahl derjenigen Nutzer, die mit der
Zahlung der Nutzungsgebühren Probleme haben.
Diese unerfreuliche Entwicklung hat unterschied-
lichste Ursachen, meistens löst jedoch Arbeitslosig-
keit diese gefährliche Entwicklung aus. Wir bitten
unsere Mitglieder in garantiert vertraulichen Ge-

sprächen uns eventuelle Schwierigkeiten zu offenba-
ren, damit gemeinsam nach Lösungen gesucht wer-
den kann. Wer unverschuldet in Not gerät, muss kei-
nesfalls seine Wohnung verlieren. Gemeinsam
können Genossenschaft und Mitglied, gegebenen-
falls unter Einschaltung der bezirklichen Ämter bzw.
der JobCenter, die Gefahr des drohenden Woh-
nungsverlustes abwenden. Es bedarf allerdings einer
intensiven Mitarbeit des Mitglieds an der Lösung des
Problems. Unsere intensive und sehr individuelle Mit-
gliederbetreuung ist in dieser Hinsicht sehr erfolg-
reich.

                               2013                        2012                      2011                       2010                       2009            
                            Anzahl                     Anzahl                    Anzahl                     Anzahl                   Anzahl           
Tod                             43    42%                 42   33%                30    29%                33    36%                31     33%
Kündigung                 50    47%                 64   50%                58    56%                51    55%                46     49%
Übertragung                9      8%                 15   12%                 4      4%                  7      8%                12     13%
Ausschluss                   3      3%                   6     5%                11    11%                  1      1%                  5       5%
                                 105                          127                        103                           92                           94            
                                       



schafft die „Freie Scholle“ insbesondere durch Wert-
schätzung ihrer Mitarbeiter und deren Arbeit, durch
Tariftreue u. a.. Die Löhne und Gehälter der gewerb-
lichen Arbeitnehmer und Angestellten werden
gemäß dem geltenden Tarifvertrag der Wohnungs-
wirtschaft gezahlt. Außerdem gewährt die Genos-
senschaft ihren Betriebsangehörigen, die vor dem
01.05.1999 ihre Beschäftigung bei der Genossen-
schaft aufgenommen haben und nach Erfüllung
bestimmter Voraussetzungen, eine zusätzliche be-
triebliche Altersversorgung.

Die Genossenschaft hat auch im Geschäftsjahr
Schülerpraktika angeboten. Hinzu kamen betriebli-
che und außerbetriebliche Fortbildungsmaßnahmen
für unsere Mitarbeiter. In 2013 hat eine Auszubil-
dende ihre im Vorjahr begonnene Ausbildung zur
Immobilienkauffrau in der Verwaltung der „Freien
Scholle“ fortgeführt.
Wir messen unsere Qualität als Arbeitgeber auch an
der Zufriedenheit unserer Mitarbeiter. Wie hoch
diese Zufriedenheit ist, wird u. a. dadurch deutlich,
dass im vergangenen Jahr nur eine Mitarbeiterin die
Genossenschaft verlassen hat; sie wechselte in den
Ruhestand.

Die „Freie Scholle“ ermöglicht Eltern junger Kinder
Teilzeitarbeit und flexible Arbeitszeiten, damit Beruf
und Familie miteinander vereinbar sind.

Personal

Die Geschäfte der Genossenschaft werden seit dem
1. April 2013 von zwei hauptamtlichen Vorstandsmit-
gliedern geführt.

Die Genossenschaft beschäftigte am 31.12.2013 an
ständigen Mitarbeitern:

                                                     2013             2012
Angestellte:
  kaufmännische Angestellte            5                   6
  technische Angestellte                   2                   2
  Auszubildende                                1                   1
                                                           8                   9

Gewerbliche Mitarbeiter:
  Hausbesorger u. a.                          6                   5
  Handwerker                                   11                 11
                                                         17                 16

insgesamt                                      25                 25

Erfolg und Ansehen eines Unternehmens sind ab-
hängig von der Qualität der geleisteten Arbeit aller
Beschäftigten. Gute Arbeit ist eine unerlässliche Vor-
aussetzung um hochgesteckte Unternehmensziele
zu erreichen. Gute Arbeitsbedingungen sind die
Basis für gute Arbeit. Gute Arbeitsbedingungen
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Mitgliederentwicklung
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Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der „Freien
Scholle“ haben im Jahr 2013 wieder ein hohes Maß an
Engagement, Leistungsbereitschaft und Flexibilität
bei der Bewältigung der Aufgaben bewiesen und
sehr wesentlich zum Erfolg der Genossenschaft bei-
getragen. Dafür gilt ihnen Dank und Anerkennung.
Dieser Dank gilt auch dem Betriebsrat für die kon-
struktive Zusammenarbeit zum Wohl der Beleg-
schaft und der Genossenschaft.

Beteiligungen

Am 21. Dezember 2006 wurde die IMQ Nordver-
bund Berlin GmbH gegründet. Gesellschafter mit je
einem Anteil von 50% am Stammkapital sind die Bau-
genossenschaft „Freie Scholle“ zu Berlin eG und die
Baugenossenschaft Reinickes Hof eG. Die Gesell-
schaft hatte seinerzeit die Hausverwaltung der Ver-
bund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaf-
ten GmbH übernommen.

Nach drei erfolgreichen Geschäftsjahren mit positi-
ven Jahresergebnissen hat der größte Auftraggeber
der IMQ, die Verbund Nordberliner Wohnungsbau-
genossenschaften GmbH, den Hausverwaltungsver-
trag für 590 Wohnungen und 60 Gewerbeeinheiten
im Wedding zum 31.01.2010 gekündigt. Da der Auf-
tragsverlust nicht zu kompensieren war, haben die
Gesellschafter der IMQ gemeinsam mit dem
Geschäftsführer beschlossen, die Geschäftstätigkeit
der Gesellschaft sozialverträglich zu beenden.

Alle bisherigen Mitarbeiter haben neue Arbeitsver-
hältnisse geschlossen bzw. wurden bei ehemaligen
Mitgesellschaftern bzw. Firmen untergebracht, die
die Tätigkeitsfelder der IMQ fortführen. Ende 2010
wurde das Büro aufgelöst und das Inventar ver-
äußert.

Auf der Gesellschafterversammlung am 28.10.2010
haben die Gesellschafter beschlossen, das Unterneh-
men aufzulösen und den bisherigen Geschäftsführer
Volker Devermann als Liquidator einzusetzen. Für
das Geschäftsjahr 2012 floss der Genossenschaft eine
Dividende von 8,1 T€ zu. Damit wurden über die
Lebenszeit der IMQ Dividenden in Höhe von insge-
samt 54,3 T€ erzielt. Durch die entsprechende Mittei-
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lung des Registergerichts ist die Gesellschaft am 
29. November 2013 erloschen. Die Gesellschafterein-
lagen wurden zum Jahresende 2013 mit einem
Abschlag von 379 € für Kosten der Auflösung der
GmbH zurückgezahlt. Dem Liquidator wurde auf der
letzten Gesellschafterversammlung am 23. Januar
2014 die Entlastung erteilt.

Risikomanagement

Der Vorstand der „Freien Scholle“ hat eine umfas-
sende Risikofrüherkennung organisiert. Sie wird
ständig aktualisiert und vervollständigt. Basis für
diese Risikopolitik bilden die Genossenschaftsstrate-
gie und das Genossenschaftsziel im Rahmen der Sat-
zung, den Unternehmenswert nachhaltig zu sichern
und die Genossenschaftsmitglieder zu fördern.

Die wichtigsten Elemente des Risikosystems sind:

• Mehrjährige Erfolgs- und Finanzpläne, die regel-
mäßig und nach Veränderung von Prämissen 
aktualisiert werden.

• Erstellung von umfassenden Quartalsberichten 
gemäß einer Informationsordnung.

• Regelmäßige Berichterstattung an den Auf-
sichtsrat.

• Managementinformationen mit Soll-/Ist-Verglei-
chen

Dieses System garantiert, dass alle relevanten Risiken
frühzeitig erkannt und gegebenenfalls Gegenmaß-
nahmen eingeleitet werden können. Das Manage-
ment ist dabei so angelegt, dass nicht nur bestands-
gefährdende Risiken identifiziert, sondern auch
Abweichungen von einzelnen Planzahlen aufge-
deckt werden. Ziel ist die möglichst genaue und
schnelle Information des Vorstandes zur Beurteilung
der Abweichung im Hinblick auf die Genossen-
schaftsplanung. Der Aufsichtsrat wird halbjährlich
über den Stand des Risikomanagements informiert.

Aufgrund der stabilen wirtschaftlichen Lage haben
die Ratings der kreditgebenden Banken in den letz-
ten Jahren keine negativen Ergebnisse erbracht.
Auch Aufsichtsrat und Vorstand sehen zukünftig
keine bestandsgefährdenden Risiken.



Im Geschäftsjahr 2013 erreichte die Unternehmens-
leistung aus allen betrieblichen Bereichen ein Volu-
men von 7,0 Mio €. Zur Entstehung trugen mit 97,4%
unsere wohnenden Mitglieder bei.

Die öffentlichen Fördermittel für den sozialen Woh-
nungsbau liefen im Vorjahr aus. Im Geschäftsjahr
beteiligte sich die Öffentliche Hand mit 35,2 T€ an
den Mehrkosten der denkmalgerechten Instandset-
zung der Einfamilienhäuser im Allmendeweg.

Für Betriebs- und Instandhaltungskosten, denen
auch die Lohnkosten der Regiehandwerker und der
technischen Mitarbeiter zugerechnet wurden, wen-
dete die Genossenschaft 68,6 % der erwirtschafteten
Erträge auf.

Für Zinsaufwendungen mussten 4,4 % der Gesamt-
leistung in Anspruch genommen werden

Sozialbilanz

Um die Herkunft der Erträge und
die Mittelverwendung für das
Unternehmen darzustellen, sind
die Zahlen der Gewinn- und Ver-
lustrechnung in einer Sozialbi-
lanz neu zusammengefasst wor-
den.

Sozialbericht
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Entstehung und Verbrauch der Unternehmensleistung:

                                                                   2013                          2012
                                                            T€             %              T€            %
Entstehung
durch Nutzungsgebühren u.ä.   6.778,6         97,4      6.701,7        92,8
durch öffentliche 
Förderungsmittel                             35,2           0,5           13,9          0,2
alle übrigen Erträge                        144,7           2,1         507,3          7,0
Unternehmensleistung               6.958,5       100,0      7.222,9      100,0

Verbrauch
für wohnende Mitglieder
    Betriebskosten                         1.728,0         24,8      1.724,2        23,9
    Instandhaltungskosten            2.494,9         35,9      2.777,2        38,4
    Regiebetrieb/Hausbesorger       547,7           7,9         523,4          7,2

für Mitarbeiter (Verwaltung)           763,2         11,0         703,5          9,7

für die Genossenschaft
    Abschreibungen                         430,2           6,2         429,4          5,9
    übrige Aufwendungen               311,3           4,4         359,8          5,1
    Eigenkapital                                 122,9           1,8         132,2          1,8

für Darlehensgeber
    Zinsen und ähnliche                                            
    Aufwendungen                           307,7           4,4         321,5          4,5

für die Öffentliche Hand
    Steuern                                       252,6           3,6         251,7          3,5
                                                     6.958,5       100,0      7.222,9      100,0
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Sozialbericht

Der Auftrag der „Freien Scholle“ ergibt sich auch
heute noch aus der ehemaligen Genossenschaftssat-
zung: „Zweck der Genossenschaft ist vorrangig eine
gute, sichere und sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung (gemeinnütziger Zweck) der Mitglieder
der Genossenschaft zu angemessenen Preisen. Die
Genossenschaft fördert ihre Mitglieder durch
gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb im Rahmen
der Satzung“.

Die Genossenschaft erbringt deshalb ihre wesentli-
che Betriebsleistung für ihre Genossenschaftsmit-
glieder. Die „Freie Scholle“ errichtet und bewirtschaf-
tet Wohnungen in verschiedenen Rechts- und
Nutzungsformen und diverse Sondereinrichtungen.
Darüber hinaus ist es unser Anliegen, mit unseren
Genossenschaftsmitgliedern ein gutes, partner-
schaftliches Verhältnis zu pflegen und zu einem
angemessenen Ausgleich bei sozialen Konflikten
unter den Nutzern unserer Wohnanlagen beizutra-
gen. Deshalb ist auch die Zusammenarbeit mit
Behörden und Institutionen bei der Erfüllung unse-
rer Aufgaben für die Nutzer unerlässlich und vielge-
staltig. Wir haben daher ebenfalls ständigen Kontakt
zum bezirklichen Wohnungs-, Sozial-, Jugend- und
Gesundheitsamt und dem JobCenter.

Die Gemeinschaftspflege in unseren Siedlungen, die
Kontaktpflege zwischen den Genossenschaftsmit-
gliedern und den Organen der Genossenschaft und
die Öffentlichkeitsarbeit nach innen und nach außen
haben einen besonders großen Umfang erreicht. Die
traditionellen, vielfältigen Veranstaltungen des Bei-
rates, die Informationsveranstaltungen in allen Sied-
lungen und das regelmäßig erscheinende Mittei-
lungsblatt wurden im vergangenen Jahr von einer
Vielzahl von zusätzlichen Informations- und Vergnü-
gungsveranstaltungen für Jung und Alt ergänzt.

Obwohl die Genossenschaftseinrichtungen von
unseren Mitgliedern schon lebhaft genutzt werden,
bemühen wir uns ständig um neue Aktivitäten. Die
Angebote in der Jugendfreizeitstätte werden vom
Beirat dem aktuellen Bedarf und den Wünschen der
Jugendlichen angepasst. Die Partnerschaften mit
dem Naturschutzbund Deutschland (NABU) und der
Arbeiterwohlfahrt (AWO) sind erfolgreich. Mehrere

gut besuchte, interessante Gemeinschaftsveranstal-
tungen waren das Ergebnis.

Wir kooperieren darüber hinaus mit der Paul-Löbe-
Oberschule, der Münchhausen-Grundschule, dem
Technischen Hilfswerk (THW), dem evangelischen
Kirchbauverein Alt-Wittenau sowie der Deutschen
Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- und Sied-
lungswesen e. V. (DESWOS). Bei diesen Kooperatio-
nen wird großer Wert auf zukunftsfähigen, direkten
Nutzen für unsere Mitglieder gelegt. Nicht aus-
schließlich, aber vornehmlich konzentrieren wir
diese Aktivitäten deshalb auf unser räumliches
Umfeld in Tegel, Lübars, Wittenau, Hermsdorf und
Waidmannslust. Zur Stabilisierung dieses Umfelds
und zur Ergänzung ihrer sozialen Arbeit ist die
Genossenschaft stets an weiteren Kooperationen
interessiert.

Seit 2009 haben wir eine soziale Einrichtung in der
Siedlung Alt-Wittenau. Der „Schollen-Treff-Wittenau“
wird von Beiratsmitgliedern betrieben und bietet
den Bewohnern ein vielfältiges kulturelles und frei-
zeitorientiertes Programm an.

Unsere Hoffnung ist, dass diese Aktivitäten das
Zusammengehörigkeitsgefühl unserer Genossen-
schaftsmitglieder fördern. Für die sehr erfolgreiche,
ehrenamtliche Arbeit sagen wir allen Mitgliedern des
Beirates und den unzähligen Helfern unseren herz-
lichsten Dank. 
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Vermögens- und Finanzlage

In dieser Darstellung haben wir die Geldbeschaf-
fungskosten den Sachanlagen zugeordnet, die un-
fertigen Leistungen mit den erhaltenen Anzahlun-
gen verrechnet und das Jahresergebnis im
Eigenkapital berücksichtigt.

Der Vermögensaufbau der Genossenschaft ent-
spricht den Erfordernissen eines anlageintensiven
Wohnungsunternehmens.

Beim Fremdkapital werden die dinglich gesicherten
Verbindlichkeiten sowie die Verbindlichkeiten aus
Mieterdarlehen abweichend von der Darstellung im
Anhang in voller Höhe als langfristig ausgewiesen.

Das langfristig im Unternehmen gebundene Vermö-
gen (86,7 %) wird durch langfristig der Genossen-
schaft zur Verfügung stehendes Kapital (96,4 %)
finanziert.

Das Eigenkapital stellt sich wie folgt dar:
                                                             T€             %
Geschäftsguthaben                      3.411,0         18,8
Ergebnisrücklagen                       2.290,9         12,6

Eigenkapital                               5.701,9         31,4

Ihren Zahlungsverpflichtungen konnte die Genos-
senschaft jederzeit nachkommen.

Überblick über die Vermögens- und Finanzlage der Genossenschaft

                                                                                                   31. Dezember 2013            31. Dezember 2012
                                                                                                            T€                %                       T€               %
Aktiva
Langfristiger Bereich
Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen, 
Geldbeschaffungskosten und andere Rechnungs-
abgrenzungsposten                                                                 15.759,7           86,7             16.072,7          88,3
Finanzanlagen                                                                                    0,3              0,0                    12,8            0,1
                                                                                                  15.760,0           86,7             16.085,5          88,4
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Vorräte                                                                                             69,1              0,4                    58,3            0,3
Forderungen und sonst. Vermögensgegenstände                       52,0              0,3                    58,9            0,3
Flüssige Mittel                                                                             2.306,5           12,6               2.007,5          11,0
                                                                                                    2.427,6           13,3               2.124,7          11,6
Bilanzvolumen                                                                          18.187,6         100,0             18.210,2        100,0

Die Genossenschaft finanzierte Ihr Vermögen wie folgt:
Passiva
Langfristiger Bereich
Eigenkapital                                                                                 5.701,9           31,4               5.552,1          30,5
Fremdkapital, langfristige Rückstellungen                              11.836,9           65,0             12.160,2          66,8
                                                                                                  17.538,8           96,4             17.712,3          97,3
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Rückstellungen, Verbindlichkeiten,
Rechnungsabgrenzungsposten                                                    648,8              3,6                  497,9            2,7
Bilanzvolumen                                                                          18.187,6         100,0             18.210,2        100,0
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Kapitalflussrechnung

Herkunft und Verwendung der Finanzmittel

                                                                                                                    2013                                  2012
                                                                                                                       T€                                       T€
Laufende Geschäftstätigkeit
   Jahresüberschuss                                                                                  122,9                                 132,2
   Abschreibungen 
         auf immaterielle Vermögensgegenstände                                              
         und Sachanlagen                                                                             441,1                                 439,3
         auf Finanzanlagen                                                                               0,4                                     0,0
         auf Forderungen aus Vermietung                                                      0,9                                     0,6
         auf Geldbeschaffungskosten                                                              8,9                                     8,9
         auf Erschließungskosten                                                                     0,6                                     0,6
   Anpassung an das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz                          9,5                                     9,5
   Veränderungen der langfristigen Rückstellungen                                 30,0                                   29,1
   Abzinsungserträge und Nachlässe im Rahmen der                                                                                 
         barwertigen Ablösung von Aufwendungsdarlehen                           0,0                                –284,6
   sonstige zahlungsunwirksame Erträge und Aufwendungen                 -5,2                                    -3,2
Tilgungspotenzial                                                                                  609,1                                  332,4

   Veränderungen
         der mittel- und kurzfristigen Rückstellungen                                  28,9                                     8,5
         im Umlaufvermögen                                                                          -4,9                                     6,7
         der Verbindlichkeiten                                                                      127,4                                   55,2
Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit                                     760,5                                 402,8

Finanzierungstätigkeit
   planmäßige Tilgung langfristiger Verbindlichkeiten                           –286,0                                –294,2
Tilgungspotential nach planmäßigen Tilgungen
   Veränderung der Geschäftsguthaben (verbl. Mitgl.)                              26,9                                   13,0
   Außerplanmäßige Tilgungen                                                                  -77,4                                –698,1
   Aufnahme langfristiger Verbindlichkeiten                                                0,5                                     0,0
Cashflow aus Finanzierungstätigkeit                                              –336,0                                –979,3

Investitionstätigkeit
   Investitionen in 
   Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen                  –125,5                                –125,6
Cashflow aus Investitionstätigkeit                                                   –125,5                                –125,6

Veränderung des Finanzmittelbestandes                                         299,0                                –702,1

Entwicklung des Finanzmittelbestandes
Stand 1. Januar                                                                                       2.007,5                              2.709,6
Veränderungen                                                                                         299,0                                –702,1
Stand 31. Dezember                                                                            2.306,5                              2.007,5

Die Zunahme des Finanzmittelbestandes resultiert im Wesentlichen aus der laufenden Geschäftstätigkeit.

609,1

– 286,0
323,1



20

Das Hausbewirtschaftungsergebnis war im Vor-
jahr durch die Großinstandhaltung im Allmendeweg
maßgeblich beeinträchtigt. Im Geschäftsjahr ist das
Ergebnis wieder positiv.

Bei den Gästewohnungen sind die Erträge und
Aufwendungen infolge temporär rückläufiger Ausla-
stung reduziert.

Notwendige Instandhaltungskosten führten erneut
zu dem Fehlbetrag bei den Wäschereien.

In der Mitgliederverwaltung, -betreuung und
Gemeinschaftspflege ergab sich gegenüber 2012

Ertragslage

ein erhöhtes Defizit. Ursache sind erhöhte Lohn- und
Sachaufwendungen z. B. in Zusammenhang mit
Jubiläen (100 Jahre Beirat, 50 Jahre Rosentreterpro-
menade) und diversen Sondermitteilungsblättern.

Das Ergebnis der Sonstigen Bereiche resultiert im
Wesentlichen aus Zins- und Beteiligungserträgen
sowie Altersvorsorgeaufwendungen. Im Vorjahr war
diese Position von den hohen Erträgen aus der Bar-
wertablösung von Aufwendungsdarlehen geprägt.

Insgesamt ergab die Ertragslage einen Jahresüber-
schuss von 122,9 T€, der in die Ergebnisrücklagen
eingestellt wurde.

Wir haben die Zahlen der Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten
zusammengefasst und den Vorjahreszahlen gegenübergestellt:

                                                                                   2013                                                          2012
                                                                       T€                        T€                                 T€                        T€

Hausbewirtschaftung
Erträge                                                    8.417,1                                                      8.329,8                             
Aufwendungen                                      8.128,0                                                      8.378,9                             
Ergebnis                                                                                 289,1                                                        – 49,1

Gästewohnungen
Erträge                                                         19,5                                                           24,6                             
Aufwendungen                                           30,1                                                           31,7                             
Ergebnis                                                                                – 10,6                                                          – 7,1

Wäschereien
Erträge                                                           3,8                                                             3,7                             
Aufwendungen                                           11,8                                                           13,3                             
Ergebnis                                                                                  – 8,0                                                          – 9,6

Mitgliederverwaltung,
-betreuung und
Gemeinschaftspflege
Erträge                                                         27,3                                                           25,5                             
Aufwendungen                                         164,7                                                         146,7                             
Ergebnis                                                                              – 137,4                                                      – 121,2

Sonstige Bereiche
Erträge                                                       110,6                                                         438,3                             
Aufwendungen                                         120,8                                                         119,1                             
Ergebnis                                                                                – 10,2                                                        319,2

Jahresüberschuss                                                               122,9                                                       132,2
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Alt-Wittenau vorher

Alt-Wittenau jetzt

Almendeweg vorher

Almendeweg jetzt



Die voraussichtliche Entwicklung 
mit ihren Chancen und Risiken
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Ausblick auf die Geschäftsentwicklung 
der „Freien Scholle“:

Die Geschäftspolitik der „Freien Scholle“ wird auch in
den nächsten Jahren darauf ausgerichtet sein, den
genossenschaftlichen Förderungsauftrag für ihre
Mitglieder zu erfüllen und die Vorteile des genossen-
schaftlichen Wohnens für alle Mitglieder auszubauen
und auf Dauer zu sichern. Ein Ziel, das auch in Zukunft
weiterhin für alle Entscheidungen im Aufsichtsrat
und Vorstand Leitmotiv sein wird.

Die Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnah-
men zur Verbesserung des baulichen Zustandes der
Genossenschaftswohnungen werden auch weiter-
hin Vorrang haben.

Eine maßvolle und am Markt orientierte Geschäfts-
politik ist der Garant für gute Betriebsstrukturen und
eine kontinuierliche Weiterentwicklung unserer
Genossenschaft.

Die „Freie Scholle“ ist auf dem nicht unproblemati-
schen Berliner Wohnungsmarkt gut aufgestellt und
hat gute Voraussetzungen für eine weiterhin posi-
tive Entwicklung.

Die mittelfristigen Erfolgs- und Finanzplanungen der
Genossenschaft lassen für den Planungshorizont
(Jahr 2018) positive Jahresergebnisse bei moderat
anwachsender Betriebsleistung erwarten, so dass die
Ertrags- und Liquiditätslage der „Freien Scholle“ als
gut bewertet werden können.
.

Risiken der künftigen Geschäftsentwicklung

Der demografische Wandel hinterlässt zunehmend
seine Spuren. Wir sehen gegenwärtig jedoch keine
erheblichen Risiken, die Einfluss auf unsere Ertrags-
und Finanzlage haben könnten, da der genossen-
schaftliche Wohnungsbestand eine gesunde Mi-
schung aller Wohnungsgrößen darstellt und wir über
genügend kleinere preiswerte Wohnungen für ältere
Mitglieder bzw. Singles verfügen. Unser Wohnungs-
bestand ist konkurrenzfähig und marktgerecht.

Es ergeben sich aus den genossenschaftlichen Kern-
aufgaben keine wesentlichen Risiken, sondern es
erwachsen Chancen für eine positive Entwicklung
der „Freien Scholle“. Diese liegen in der fortgesetz-
ten Bestandsoptimierung und in ständigen positiven
Ertragszuwächsen, die auch eine weitere Verbesse-
rung der Finanzstruktur zulassen.

Im Vergleich zu anderen Anbietern konnte sich das
genossenschaftliche Wohnen zunehmend profilie-
ren. Unsere Genossenschaftswohnungen werden
verstärkt nachgefragt. Die „Freie Scholle“ hatte bis-
her noch niemals vermietungsbedingten Leerstand
zu verzeichnen. Unsere Genossenschaft stellt mit
ihrer gelebten sozialen Verantwortung mit den ak-
tiven Partnern, Beirat, Arbeiterwohlfahrt, Natur-
schutzbund Deutschland und der AWO-Kita „Freie
Scholle“ ein bewährtes „Miteinander wohnen“ dar.

Die „Freie Scholle“ hat Instrumente zur Risikofrüher-
kennung eingerichtet, die geeignet sind, Entwick-
lungen, die den Fortbestand der Genossenschaft
gefährden, frühzeitig zu erkennen. Diese Instru-
mente sind im Wesentlichen die Aufstellung von
halbjährlichen Erfolgsplänen, von Quartalsberichten
und von wöchentlichen bzw. monatlichen Manage-
mentinformationen sowie die regelmäßigen Bericht-
erstattungen an den Aufsichtsrat. Die Managemen-
tinformationen enthalten u. a. Soll-/Ist-Vergleiche
mit Planerfüllungsgrad sowie Analysen von Soll-Ist-
Abweichungen, die Hochrechnung des Jahresergeb-
nisses und des Bankenbestandes auf Basis des aktu-
ellen Kenntnisstandes unter Berücksichtigung der
Ist-Werte und ausgewählten Kennziffern zur wirt-
schaftlichen Entwicklung der Genossenschaft. Maß-
nahmen zur Risikominderung werden vom Vorstand
verfolgt und betreffen die Überprüfung und Opti-
mierung der Organisationsstruktur des Unterneh-
mens, die gezielte Hilfestellung bei säumigen Nut-
zern durch die eigene Schuldnerberatung, die
Analyse der Fremdkapitalstruktur und der Zinsrisiken
für die nächsten Jahre. Die Zins- und Tilgungsleistun-
gen konnten durch Umschuldungen nachhaltig für
die nächsten Jahre gesenkt werden. Möglichkeiten
von Sondertilgungen konnten dank der guten Liqui-
ditätssituation im Geschäftsjahr 2013 genutzt wer-
den. Geschäfte mit derivaten Finanzinstrumenten
hat die „Freie Scholle“ nicht vorgenommen.
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Existenziell gefährdende, außergewöhnliche Risiken
wirtschaftlicher und finanzieller Art, die die Vermö-
gens-, Finanz- oder Ertragslage der Genossenschaft
nachhaltig beeinträchtigen könnten, waren und sind
nicht erkennbar. Eine Gefährdung der finanziellen
Entwicklung unserer Genossenschaft ist zurzeit 
nicht zu befürchten. Die Immobilien sind mit lang-
fristigen Krediten finanziert. Finanzierungsmöglich-
keiten und -konditionen könnten sich jedoch un-
günstig entwickeln. Um möglichen Risiken wie
Liquiditätsengpässen und Zinsänderungsrisiken vor-
zubeugen, wird mit Hilfe unseres Risikomanage-
ments der Bereich Finanzierung regelmäßig kontrol-
liert. Bis 2016 ergeben sich keinerlei Risiken.

Voraussichtliche Entwicklung

Auf der Grundlage unserer sich fortschreibenden
Mehrjahresplanungsrechnungen prognostiziert der
Vorstand mittelfristig weiterhin positive Jahreser-
gebnisse. Als entscheidend für diese Bewertung
definieren wir die positiven Ergebnisse der Hausbe-
wirtschaftung, den guten Instandhaltungszustand
der Bestände sowie einen hohen Grad unserer Mit-
gliederbetreuung, verbunden mit dem Leistungspo-
tenzial unserer Mitarbeiter. Die erwirtschafteten
Überschüsse werden weiterhin in die zukunftswei-
sende Erhaltung unserer Wohnanlagen fließen und
damit die Wettbewerbsqualität erhöhen und somit
den Genossenschaftsbestand dauerhaft sichern.

Unter den dargestellten Annahmen rechnen wir wie-
der mit Ertragsüberschüssen in ähnlicher Größen-
ordnung wie in den Vorjahren. Auch die erforderliche
Liquidität wird jederzeit sichergestellt. Die „Freie
Scholle“ verfügt somit über eine solide Basis für eine
weitere gute wirtschaftliche Entwicklung. 

Folgende Prämissen werden für die mittelfristige
Finanz- und Erfolgsplanung aufgestellt:

• Steigerung der Erträge aus den Nutzungs-
gebühren um ca. 100 TEUR

• Vermietungsbedingter Leerstand weiterhin 0,0 %
• Kontinuierliche Bau- und Instandhaltungsinvesti-

tionen von weiterhin mindestens 2,9 Mio. EUR

• Eine Neuaufnahme von Darlehen ist zzt. nicht 
geplant. Durch den steigenden Tilgungsanteil in 
den Darlehensannuitäten wird daher der ohnehin 
schon vergleichsweise niedrige Zinsaufwand in 
den nächsten Jahren weiterhin sinken. Die gute 
Liquiditätssituation wird es uns ermöglichen, Son-
dertilgungsmöglichkeiten zu nutzen.

Gewinnverwendungsvorschlag

Nach gemeinsamer Beratung haben Aufsichtsrat
und Vorstand in getrennten Abstimmungen gemäß
§ 28 m der Satzung beschlossen, den Jahresüber-
schuss 2013 in Höhe von 122.935,06 € folgender-
maßen zu verwenden: 

1. Nach § 40 Abs. 2 der Satzung werden 12.293,51 €
(10% des Jahresüberschusses) in die gesetzliche 
Rücklage und

2. der verbleibende Betrag von 110.641,55 € in 
die ‚Anderen Rücklagen‘ sowie

3. der Gewinnvortrag des Vorjahres in Höhe von 
217.419,73 € in die ‚Anderen Rücklagen‘ einge-
stellt.

Berlin, den 7. Mai 2014

Hochschild Hube
Vorstand Vorstand
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Almendeweg 
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Almendeweg 
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Bilanz zum 31. Dezember 2013

Aktiva

                                                                                                        Geschäftsjahr                           Vorjahr
                                                                                                 €                                    €                        €
Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände                                                                    1.677,44                2.495,44

Sachanlagen                                                                                        
Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte
mit Wohnbauten                                                            15.604.516,42                                        15.893.531,25
Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten                 4.429,28                                                 4.960,79
Grundstücke ohne Bauten                                                             1,00                                                        1,00
Technische Anlagen und Maschinen                                     10.228,23                                                 6.887,87
Andere Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung           73.703,64          15.692.878,57              90.182,41

Finanzanlagen
Beteiligungen                                                                                  -,—                                               12.500,00
Andere Finanzanlagen                                                                300,00                      300,00                   300,00
                                                                                                               
Anlagevermögen insgesamt                                                                      15.694.856,01       16.010.858,76

Umlaufvermögen

Vorräte
Unfertige Leistungen                                                       1.614.124,66                                          1.619.769,47
Andere Vorräte                                                                      69.127,07            1.683.251,73              58.262,71

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände
Forderungen aus Vermietung                                              16.865,21                                               18.267,37
Sonstige Vermögensgegenstände                                       35.168,69                 52.033,90              40.665,94

Flüssige Mittel
Kassenbestand, Postbankguthaben,
Guthaben bei Spareinrichtungen und Kreditinstituten                                   2.306.462,26         2.007.487,91

Rechnungsabgrenzungsposten
Geldbeschaffungskosten                                                      33.501,30                                               42.423,35
Andere Rechnungsabgrenzungsposten                              31.618,19                 65.119,49              32.193,07

Bilanzsumme                                                                                                 19.801.723,39       19.829.928,58
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                                                                                                                                    Passiva

                                                                                                         Geschäftsjahr                            Vorjahr
Eigenkapital                                                                                 €                        €                                €

Geschäftsguthaben
der mit Ablauf des Geschäftsjahres
ausgeschiedenen Mitglieder                                                 80.023,75                                             78.873,26
der verbleibenden Mitglieder                                           3.410.952,66                                        3.384.075,90
aus gekündigten Geschäftsanteilen                                        4.680,00           3.495.656,41               4.063,00
Rückständige fällige Einzahlungen auf

Geschäftsanteile              503,49 € (1.825,84 €)

Ergebnisrücklagen
Gesetzliche Rücklage                                                           476.878,84                                           464.585,33
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 

eingestellt                        12.293,51 € (13.222,05 €)

Andere Ergebnisrücklagen                                               1.814.047,68           2.290.926,52        1.485.986,40
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 

eingestellt                        328.061,28 € (118.998,43 €)                                                                      

Bilanzgewinn
Gewinnvortrag                                                                     217.419,73                                           217.419,73
Jahresüberschuss                                                                122.935,06                                           132.220,48    
Einstellung in Ergebnisrücklagen                                     – 340.354,79                          -,—       – 132.220,48

Eigenkapital insgesamt                                                                                5.786.582,93        5.635.003,62

Rückstellungen
Rückstellungen für Pensionen                                         1.057.623,92                                        1.018.085,69
Sonstige Rückstellungen                                                       92.478,94           1.150.102,86             63.561,38

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten                8.538.542,32                                        8.816.322,02
Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern     2.248.263,33                                        2.322.355,75
Erhaltene Anzahlungen                                                    1.706.784,30                                        1.699.893,96
Verbindlichkeiten aus Vermietung                                          8.698,28                                               9.880,49
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen           310.915,49                                           215.913,78
Sonstige Verbindlichkeiten                                                    48.117,30         12.861.321,02             45.193,49
davon aus Steuern         14.226,69 € (12.509,69 €)

davon im Rahmen der

sozialen Sicherheit          691,03 € (667,47 €)

Rechnungsabgrenzungsposten                                                                        3.716,58               3.718,40

Bilanzsumme                                                                                                19.801.723,39      19.829.928,58
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                                                                                                       Geschäftsjahr                              Vorjahr
                                                                                                 €                             €                              €

Umsatzerlöse
aus der Hausbewirtschaftung                                                                           6.784.295,06       6.694.833,96

Veränderungen des Bestandes
an unfertigen Leistungen                                                                                  -5.644,81            20.762,71

Sonstige betriebliche Erträge                                                                         138.928,04          423.054,41

Aufwendungen für bezogene Lieferungen 
und Leistungen
Aufwendungen für Hausbewirtschaftung                                                       4.241.585,30       4.546.804,67

Rohergebnis                                                                                                    2.675.992,99       2.591.846,41

Personalaufwand
a)  Löhne und Gehälter                                                            973.904,68                                       908.516,27
b) soziale Abgaben und Aufwendungen
    für Altersversorgung                                                         280.105,67        1.254.010,35          262.536,06
     davon für Altersversorgung    74.585,39 € (65.531,31 €)

Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen                                                            441.093,26          439.329,96

Sonstige betriebliche Aufwendungen                                                          261.935,52          285.045,80

Erträge aus Beteiligungen                                                                                   8.120,36            27.207,00

Erträge aus anderen Finanzanlagen                                                                         -,—                     6,00

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge                                                            32.829,09            57.006,10

Abschreibungen auf Finanzanlagen                                                                    378,76                      -,—

Zinsen und ähnliche Aufwendungen                                                            373.538,88          386.269,79

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit                                         385.985,67          394.367,63

Außerordentliche Aufwendungen                                                                    9.513,23              9.513,23

Sonstige Steuern                                                                                               253.537,38          252.633,92

Jahresüberschuss                                                                                             122.935,06          132.220,48

Gewinnvortrag                                                                                                  217.419,73          217.419,73

Einstellung in Ergebnisrücklagen                                                                  340.354,79          132.220,48

Bilanzgewinn                                                                                                                0,00          217.419,73
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Anhang

A. Allgemeine Angaben

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgte nach
den Vorschriften des Handelsgesetzbuches in der
Fassung des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes.
Die geänderten Vorschriften wurden erstmalig auf
das Geschäftsjahr 2010 angewendet.
Die Gliederung des Jahresabschlusses entspricht
dem vorgeschriebenen Formblatt für Wohnungsun-
ternehmen in der Fassung vom 25. Mai 2009. Die
Gewinn- und Verlustrechnung wurde unter Anwen-
dung des branchenüblichen Gesamtkostenverfah-
rens erstellt.

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden

Bei der Aufstellung der Bilanz und der Gewinn- und
Verlustrechnung wurden folgende Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden angewandt:

Die in der Position „Immaterielle Vermögensgegen-
stände“ enthaltene EDV-Software wird zu Anschaf-
fungskosten aktiviert und wurde über einen Zeit-
raum von drei Jahren, Zugänge ab 2006 innerhalb
von fünf Jahren linear abgeschrieben.

Das Sachanlagevermögen wird grundsätzlich zu
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet,
vermindert um planmäßige lineare Abschreibungen
entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer.

Die Abschreibungen für „Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte mit Wohnbauten“ werden über
80 Jahre vorgenommen. Dies gilt auch für den Neu-
bau Ziekowstraße, wobei die Grundstückskosten für
das Erbbaugrundstück über 75 Jahre abgeschrieben
werden. Den Dachgeschossausbauten einschließlich
der in 1998 fertig gestellten Gästewohnun-gen, dem
„Umbau Erholungsweg 30/38“ sowie dem in 1999
erfolgten Büroumbau werden eine Nutzungsdauer
von 50 Jahren unterstellt.

Zugänge von Herstellungskosten aus Umbau- und
Erweiterungsmaßnahmen an einzelnen Gebäuden
führen unter Beibehaltung des bisherigen Abschrei-
bungssatzes zu einer Verlängerung der Nutzungs-
dauer.

Eine Restnutzungsdauer von 23 Jahren wurde für die
in 2004 erstellten Balkonanbauten im Moränenweg
42/48 unterstellt. Mit 22 Jahren Restnutzungsdauer
wurde bei den in 2007 errichteten Balkonanbauten
im Steilpfad 72/80 gerechnet.

Außenanlagen, die als selbständig bewertet worden
sind, werden bzw. wurden innerhalb von 10 Jahren
abgeschrieben.

Für die Garagen und Gerätehallen liegt ein Nutzungs-
zeitraum von 33 Jahren zugrunde.

Das unter „Grundstücke ohne Bauten“ ausgewiesene
Grundstück Kladow wurde in 2006 mangels Markt-
fähigkeit auf 1 € abgeschrieben.

Technische Anlagen und Maschinen sowie Betriebs-
und Geschäftsausstattungen werden bei unter-
schiedlichen Sätzen über 3 bis 19 Jahre zeitanteilig
abgeschrieben.

Geringwertige Wirtschaftsgüter über netto 150 € bis
zu 1.000 € wurden in einen Sammelposten einge-
stellt und werden seit 2008 über einen Zeitraum von
5 Jahren jährlich mit 20% abgeschrieben.

Die Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten
bilanziert.

Die unfertigen Leistungen enthalten noch nicht
abgerechnete umlagefähige Heiz-, Warmwasser-,
Betriebs- und Wasserkosten. Vorräte sind zu Ein-
standspreisen, Forderungen und sonstige Vermö-
gensgegenstände zum Nominalbetrag angesetzt.
Erkennbare Risiken werden durch Abschreibung
berücksichtigt. Die Abschreibung der Geldbeschaf-
fungskosten erfolgt innerhalb der Darlehenslaufzeit
bzw. über kürzere Zinsbindungsfristen.

Bei der Bewertung der Pensionsrückstellungen wer-
den gemäß einem versicherungsmathematischen
Gutachten künftige Lohn- und Gehaltssteigerungen
sowie Rentenanpassungen berücksichtigt. Zur
Ermittlung der Verpflichtungen werden die Sterbe-
tafeln nach Prof. Dr. Klaus Heubeck (Richttafeln 2005
G) zugrunde gelegt. Die Rückstellungen werden pau-
schal mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz
abgezinst, der sich bei einer angenommenen Rest-
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Entwicklung des Anlagevermögens
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Verbindlichkeiten               Insgesamt davon Restlaufzeit                   davon gesichert
                                                                  unter 1 Jahr    1 bis 5 Jahre    über 5 Jahre                           Art  der
                                                       €                        €                        €                          €                      €         Sicherung
Verbindlichkeiten
gegenüber                   8.538.542,32         242.671,44        947.352,05     7.348.518,83     8.538.542,32    GPR
Kreditinstituten                                        (242.141,35)

Verbindlichkeiten
gegenüber anderen    2.248.263,33           91.175,30        341.565,80     1.815.522,23     2.248.263,33    GPR
Kreditgebern                                              (87.861,00)

Erhaltene                     1.706.784,30      1.706.784,30                      -,–                      -,–                      -,–         –
Anzahlungen                                         (1.699.893,96)

Verbindlichkeiten                8.698,28             8.698,28                      -,–                      -,–                      -,–         –
aus Vermietung                                           (9.880,49)

Verbindlichkeiten
aus Lieferungen              310.915,49         275.524,47          35.391,02                      -,–                      -,–         –
und Leistungen                                        (180.368,63)

Sonstige                            48.117,30           17.716,72                      -,–          30.400,58                      -,–         –
Verbindlichkeiten                                       (15.289,98)
Gesamtbetrag         12.861.321,02      2.342.570,51     1.324.308,87     9.194.441,64   10.786.805,65
                                                              (2.235.435,41)                                                                                         

GPR = Grundpfandrecht              (  ) = Vorjahreszahlen

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte o. ä. Rechte stellen
sich wie folgt dar:

laufzeit von 15 Jahren ergibt und der von der Deut-
schen Bundesbank veröffentlicht wird. Der Rech-
nungszinssatz betrug im Vorjahr 5,04% (Stand
Dezember 2012) und im Geschäftsjahr 4,88% (Stand
Dezember 2013). Als Rententrend wurde die durch-
schnittliche Inflationsrate des Verbraucherpreisinde-
xes, ermittelt als Durchschnitt der letzten fünf Drei-
jahreszeiträume, angesetzt. Sie beträgt alle drei
Jahre 4,78% p. a.

Der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung
notwendige Erfüllungsbetrag  im Sinne des § 253
Abs. 1 HGB wird als Teilwert der am Bilanzstichtag
erworbenen Anwartschaften bzw. als Barwert der am
Bilanzstichtag laufenden Leistung unter Berücksich-
tigung von Dynamiken ermittelt.
Bei der Erstanwendung der gemäß dem Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetz geänderten Bewer-
tungsmethode ergab sich ein  Unterschiedsbetrag in

Höhe von 142,7 T€, der ab dem Geschäftsjahr 2010
mit mindestens 1/15 p. a. auf die kommenden Jahre,
längstens bis 2024, verteilt und unter den „Außeror-
dentlichen Aufwendungen“ erfasst wird.

Die zum Bilanzstichtag aufgrund der Anwendung
des Art. 67 Abs. 1 EGHGB nicht bilanzierte Pensions-
verpflichtung beträgt 104,6 T€.

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle
erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkei-
ten. Der Ansatz erfolgt auf der Grundlage einer 
vorsichtigen kaufmännischen Beurteilung zum
erwarteten Erfüllungsbetrag. Bei der Rückstellungs-
bewertung werden künftige Kosten- und Preisstei-
gerungen einbezogen. 

Die Verbindlichkeiten sind mit ihren Erfüllungsbeträ-
gen passiviert.

Verbindlichkeitenspiegel
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Aktiva

In der Position Immaterielle Vermögensgegen-
stände sind die um Abschreibungen reduzierten
Anschaffungswerte von EDV-Anwenderprogram-
men enthalten.

Bei den Grundstücken und grundstücksgleichen
Rechten mit Wohnbauten ergaben sich Zugänge
aus Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen in Einfa-
milienhäusern in Höhe von 122,3 T€, denen plan-
mäßige Abschreibungen von 411,3 T€ gegenüber-
stehen.

Unter der Position Grundstücke mit Geschäfts-
und anderen Bauten ist nach vollständiger
Abschreibung der Garagen und des Werkstattgebäu-
des lediglich noch der Restbuchwert der Geräte- und
Lagerhalle des Regiebetriebes bilanziert.

Der Ausweis Grundstücke ohne Bauten zeigt den
Erinnerungswert eines 12.871 m² großen Grund-
stücks in Berlin-Kladow (siehe Vermerk unter 
B. Erläuterungen).

Die Technischen Anlagen und Maschinen umfas-
sen die Werkstatt-Maschinen und die Maschinen der
drei Zentralwaschanlagen.

Die Position Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung fasst die Bestände der
Betriebsausstattungen der Werkstatt, der Wäsche-
reien, der Spielplätze und des Büros zusammen.

Beteiligungen bestehen nach der Liquidation der
IMQ Nordverbund Berlin GmbH zum Bilanzstichtag
nicht mehr.

Die Anderen Finanzanlagen enthalten einen
Geschäftsanteil von 0,3 T€ bei der Berliner Bau- und
Wohnungsgenossenschaft von 1892 eG.

In den Unfertigen Leistungen werden in Höhe von
1.614,1 T€ noch nicht abgerechnete, umlagefähige
kalte und warme Betriebskosten beziffert. Diese

Kosten werden 2014 mit den Bewohnern fristge-
recht abgerechnet.

Bei den Anderen Vorräten handelt es sich um Heiz-
ölbestände für den Betrieb der Sammelheizungsan-
lagen in Lübars (15,2 T€) und der Rosentreterprome-
nade (28,2 T€) sowie um das Reparaturmaterial des
Regiebetriebes, das zum Bilanzstichtag mit 25,7 T€
bewertet worden ist.

Es bestehen zum Jahresschluss 16,9 T€ Forderun-
gen aus Vermietung, resultierend aus rückständi-
gen Nutzungsgebühren und Umlagen.

Unter den Sonstigen Vermögensgegenständen
sind u. a. Forderungen an das Finanzamt von 8,8 T€
sowie Forderungen aus der Zinsabgrenzung der
gezeichneten Sparbriefe in Höhe von 11,2 T€ und die
Rückforderung der verbliebenen Stammeinlage an
der IMQ Nordverbund Berlin GmbH von 12,1 T€ aus-
gewiesen.

Die Flüssigen Mittel gliedern sich in Guthaben bei
einer genossenschaftlichen Spareinrichtung, Gutha-
ben bei Kreditinstituten, Postbankguthaben und den
Kassenbestand auf.

Der Aktive Rechnungsabgrenzungsposten zeigt
die Restbuchwerte der Geldbeschaffungskosten
(33,5 T€) und der Erschließungskostenbeiträge für
die Siedlung Ziekowstraße, Berlin-Tegel (31,6 T€).

C. Erläuterungen zu den wesentlichen
Bilanz- und G. u. V.-Positionen
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Passiva

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglie-
der erhöhten sich im Geschäftsjahr durch Anteilsein-
zahlungen und durch Verrechnung von Wohnungs-
bauprämien um 131,1 T€ und verminderten sich
durch Abgänge infolge Tod bzw. Kündigungen um
104,2 T€.

Gemäß Beschluss von Aufsichtsrat und Vorstand wird
aus dem Jahresüberschuss des Geschäftsjahres
2013 in Höhe von 122,9 T€ ein Betrag von 12,3 T€ in
die „Gesetzliche Rücklage“ und der verbleibende
Betrag von 110,6 T€ sowie der Gewinnvortrag aus
2012 in Höhe von 217,4 T€ in die „Anderen Rückla-
gen“ eingestellt.

Den Rückstellungen für Pensionen wurden insge-
samt 139,0 T€ zugeführt, während 52,2 T€ ver-
braucht und 47,3 T€ aufgelöst wurden. Grundlage
für die Bildung der Pensionsrückstellung war ein ver-
sicherungsmathematisches Gutachten.

In den Sonstigen Rückstellungen sind folgende
Rückstellungen ausgewiesen:

Unterlassene Aufwendungen 
für Instandhaltung 38.312,00 €
Prüfungskosten 20.000,00 €
Veröffentlichung Jahresabschluss 10.000,00 €
Berufsgenossenschaft 8.100,00 €
Erstellung des Jahresabschlusses 6.659,36 €
Steuerberatungskosten 4.000,00 €
Urlaubsansprüche u. a. Personal-
aufwendungen 3.196,96 €
Archivierungskosten 2.210,62 €

92.478,94 €

Für Instandhaltungskosten, deren Entstehung im
Geschäftsjahr bereits gewiss war, die jedoch z. B. aus
zeitlichen Gründen oder witterungsbedingt erst 
im ersten Vierteljahr 2014 ausgeführt werden konn-
ten, wurde erstmalig eine Rückstellung in Höhe von
38,3 T€ gebildet.

Für die Archivierung der Geschäftsunterlagen sowie
für interne Kosten der Jahresabschlusserstellung 

wurden Rückstellungen von insgesamt 8,9 T€ neu
gebildet.

Von den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditin-
stituten wurden im Berichtsjahr 212,2 T€ planmäßig
getilgt. In Höhe von 77,4 T€ erfolgte eine Sondertil-
gung von zwei Darlehen der BerlinHyp. Zugänge von
11,8 T€ entstanden im Saldo aus der Zinsabgren-
zung.

Die Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kre-
ditgebern haben sich durch planmäßige Tilgungen
in Höhe von 73,9 T€ und weitere Abgänge von 0,2 T€,
die sich im Saldo aus Zinsabgrenzungen ergaben,
vermindert.

In der Position Erhaltene Anzahlungen werden
noch nicht abgerechnete Umlagenvorschüsse für
warme und kalte Betriebskosten ausgewiesen. Die-
sen Vorschüssen stehen abrechnungsfähige Kosten
in den „Unfertigen Leistungen“ gegenüber.

Die Verbindlichkeiten aus Vermietung enthalten
vorausgezahlte Nutzungsgebühren und Umlagen
(8,6 T€) und im Voraus entrichtete Übernachtungs-
entgelte für die Gästewohnungen (0,1 T€).

Bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen handelt es sich im Wesentlichen um
noch nicht bezahlte bzw. zum Jahresende abge-
grenzte Betriebs-, Instandhaltungs- und Verwal-
tungskostenrechnungen (265,9 T€) und um diverse
Garantieeinbehalte aus Bauleistungen (39,3 T€).

Unter den Sonstigen Verbindlichkeiten sind Ver-
bindlichkeiten gegenüber Mitgliedern aus Auseinan-
dersetzungsguthaben, Wohnungsbauprämien und
Anteilsüberzahlungen (33,1 T€) sowie Verbindlichkei-
ten aus der Lohn- und Gehaltsabrechnung (14,4 T€)
und andere andere Verbindlichkeiten (0,6 T€) ausge-
wiesen.

Der Rechnungsabgrenzungsposten enthält vor-
ausempfangene Erträge für die Schneeräumung in
der Siedlung Tegel.
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Gewinn- und Verlustrechnung

Die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung
erfassen die Sollnutzungsgebühren abzüglich Erlös-
schmälerungen sowie die Erträge aus der Umlagen-
abrechnung. Alle Erträge aus der Vermietung von
Wohnungen, Läden, Garagen und Gästewohnungen
werden in dieser Position ausgewiesen. Ebenso sind
die Waschgebühren und im Vorjahr alle Mittel der
öffentlichen Förderung enthalten.

Mietausfälle wegen vermietungsbedingtem Woh-
nungsleerstand traten bei der „Freien Scholle“ im
Geschäftsjahr weiterhin nicht auf.

Die Veränderungen des Bestandes an unferti-
gen Leistungen ergeben sich aus dem Saldo der
Bestandsverminderungen durch die Abrechnung
der umlagefähigen Betriebskosten des Vorjahres
gegenüber den Bestandserhöhungen für die noch
nicht abgerechneten Umlagen für Betriebskosten
des Geschäftsjahres.

Die Sonstigen betrieblichen Erträge waren im
Vorjahr durch die hohen Abzinsungserträge und
Nachlässe aus der Barwertablösung von Aufwen-
dungsdarlehen (284,6 T€) geprägt. Im Geschäftsjahr
enthält diese Position insbesondere Zuschüsse von
der Landes-denkmalbehörde in Höhe von 35,2 T€,
eine Abfindung der GASAG für den grundbuchlich
gesicherten Betrieb einer Gasdruckregelanlage am
Waidmannsluster Damm (11,7 T€), Rückstellungsauf-
lösungen von 47,8 T€ (VJ 51,2 T€), Erträge aus den
Gemeinschaftsveranstaltungen der Genossenschaft
von 20,4 T€ (VJ 18,8 T€) sowie die Eintrittsgelder der
neuen Mitglieder von 6,9 T€ (VJ 6,7 T€).

Als Aufwendungen für Hausbewirtschaftung
sind nur von Dritten bezogene Fremdleistungen
erfasst. Es entstanden Betriebskosten in Höhe von
1.728,0 T€, Instandhaltungskosten von 2.404,9 T€
und andere Aufwendungen mit 108,7 T€, von denen
91,7 T€ auf Erbbauzinsen für das Grundstück Ziekow-
straße, Ecke Waidmannsluster Damm und 8,7 T€ auf
Kosten der Gästewohnungen entfallen.

Die durch die Betriebsabrechnung ermittelten antei-
ligen Personal- und Sachaufwendungen für die
Hausbewirtschaftung werden nach dem Prinzip des

Primärkostenausweises unter den entsprechenden
Aufwandspositionen ausgewiesen und sind somit
nicht in den Instandhaltungs- bzw. Betriebskosten
enthalten.

Der Personalaufwand umfasst sämtliche von der
Genossenschaft im Geschäftsjahr 2013 aufgewende-
ten Personalkosten für die im Regiebetrieb tätigen
Handwerker, die Hausbesorger, die Mitarbeiter in der
Verwaltung und den Vorstand.

Eine gegliederte Darstellung der Abschreibungen
auf Sachanlagen ist im Anhang „Entwicklung des
Anlagevermögens“ ersichtlich.

In den Sonstigen betrieblichen Aufwendungen
sind die sächlichen Verwaltungskosten des Unter-
nehmens enthalten, zu denen neben den Sachko-
sten des Büros auch die Aufwendungen für Gemein-
schaftsveranstaltungen, die Mitgliederzeitschrift, die
Vertreterversammlungen und den Aufsichtsrat
gehören. Ferner sind hierin u. a. die Kosten für die
Prüfung des Jahresabschlusses und die Steuerbera-
tung, Abschreibungen auf Forderungen (0,9 T€)
sowie sonstige Gebühren und Beiträge enthalten. Im
Vorjahr fiel diese Position vor allem aufgrund der Ver-
treterwahlen und der angefallenen Personalfin-
dungskosten um 23,1 T€ höher aus.

Eine letzte Gewinnausschüttung der IMQ Nordver-
bund Berlin GmbH von 8,1 T€ erbrachte die Erträge
aus Beteiligungen.

Die Sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge ent-
halten in 2013 ausschließlich Zinsen aus Guthaben 
bei Kreditinstituten und bei der Spareinrichtung der
Berliner Bau- und Wohnungsgenossenschaft von
1892 eG.

Abschreibungen auf Finanzanlagen von 0,4 T€
ergaben sich durch die Verrechnung des an die „Freie
Scholle“ zurückzuzahlenden Stammkapitalanteils
der IMQ Nordverbund Berlin GmbH mit abschließen-
den Liquidationskosten.

Die Position Zinsen und ähnliche Aufwendungen
zeigt die Aufwendungen für Hypotheken- und Darle-
henszinsen von 307,6 T€ und Abschreibungen auf
Geldbeschaffungskosten von 8,9 T€. In Anwendung



35

Mitgliederbewegung
Mitglieder Anteile

Anfang 2013 4.169 6.538
Zugang 2013 142 252
Abgang 2013 105 201
Ende 2013 4.206 6.589

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder
haben sich im Geschäftsjahr vermehrt um 

26.876,76 €

Die Haftsummen haben sich im Geschäftsjahr erhöht
um    19.240,00 €

Der Gesamtbetrag der Haftsummen beläuft sich auf
2.187.120,00 €

Mitglieder des Vorstandes:

Jürgen Hochschild
Jörg Schmidt (bis 31.03.2013)
Hans-Jürgen Hube (ab 01.04.2013)

Mitglieder des Aufsichtsrates:

Rainer Schmidt, Aufsichtsratsvorsitzender 
Harald Nehls, stellvertr. Aufsichtsratsvorsitzender
Jörg-Christoph Bayer, Schriftführer
Stefanie Kaudel
Karl-Heinz Köhler          
Heinz Liepold
Stefan Schalow
Matthias Schebsdat
Bernhard Stein                  

Am Bilanzstichtag bestehen keine Forderungen an
Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates.

Name und Anschrift des zuständigen Prüfungs-
verbandes:

BBU Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungs-
unternehmen e. V., Lentzeallee 107, 14195 Berlin

Berlin, den 7. Mai 2014

Der Vorstand
Jürgen Hochschild       Hans-Jürgen Hube

des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes werden
hier zusätzlich die Aufwendungen aus der Abzinsung
von Rückstellungen gezeigt. Für das Geschäftsjahr
ergab sich ein Zinsanteil bei der Ermittlung der Pen-
sionsrückstellungen von 56,9 T€.

Unter den Außerordentlichen Aufwendungen wird
der bis 2024 ratenweise zuzuführende Unterschieds-
betrag aus der Erstanwendung der neuen handels-
rechtlichen Regelungen erfasst.

Bei den Sonstigen Steuern handelt es sich im
Wesentlichen um Grundsteuer.

D. Sonstige Angaben

Die Liquidation der in 2006 gegründeten IMQ Nord-
verbund Berlin GmbH, bei der die „Freie Scholle“ mit
12,5 T€ zu 50% am Stammkapital beteiligt war,
erfolgte am 29.11.2013 durch Austragung aus dem
Handelsregister. Nach Verrechnung mit letzten Ver-
waltungskosten in Höhe von 378,76 €wurde die ver-
bleibende Stammeinlage von 12.121,24 € zurückge-
führt.

Zum Bilanzstichtag bestehen keine Eventualverbind-
lichkeiten oder andere, nicht in der Bilanz ausgewie-
sene finanzielle Verpflichtungen, die für die Beurtei-
lung der Finanzlage von Bedeutung sind. Derivative
Finanzinstrumente werden nicht eingesetzt.

Die Zahl der im Geschäftsjahr durchschnittlich
beschäftigten Arbeitnehmer betrug:

Voll- Teilzeit-
beschäftigte beschäftigte

kaufmännische Mitarbeiter 6 –
technische Mitarbeiter 2 –
Mitarbeiter im Regiebetrieb, 
Hauswarte u. a. 11 5

19 5

Außerdem wurde durchschnittlich 1 Auszubildende
beschäftigt.
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Verzeichnis der gewählten Vertreter
und Ersatzvertreter
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Andrea Krause

Helmut Laabs

Edith Landvoigt

Ronny Leff

Ingo Liedemann

Hans Marquardt

Renate Mende

Ruth Minnerop

Bärbel Mösch

Michael Noebel

Gertrud Petzold

Elsa Pissareck

Josef Plawky

Madeleine Richter

Ruth Rohde

Miriam Schreiber

Hildegard Schulz

Hans Seculy

Axel Sonnemann

Gerda Speckmann

Horst Wiedenhöft

Bernd Wildenhein

Rudi Völz

Frank Balzke

Herbert Bethke

Wolfgang Bolz

Helmut Brandtner

Erika Büchner

Kurt Danzfuß

Bernd Ehlert

Christine Faber

Wilfried Finger

Anna Fleck

Rudolf Fuchs

Heinz Giesendorf

Ilka Gippert

Dieter Gottschalk

Bernd Hackert

Ingeborg Hegner

Werner Hermann

Ilse Jaumann

Wilfried Jentsch

Frank Kadow

Bernhard Kniffke

Bärbel Kohn

Günter Koska

Seit der letzten Vertreterversammlung wurde 
der Genossenschaft der Tod nachstehender 
Mitglieder gemeldet

Wir werden ihr Andenken stets in Ehren halten!



Sicher zu wohnen erscheint vielen von uns als so

selbstverständlich, dass die Verankerung des

Wohnens als Menschenrecht hierzulande fast in

Vergessenheit geraten ist. Den Artikel 25 der Allge-

meinen Erklärung der Menschenrechte, in dem

soziale und wirtschaftliche Rechte verankert sind,

gilt es aber nach wie vor mit Leben zu erfüllen.

Wohnraum kostengünstig und gesichert zu

bauen, für Sie nach Ihren Wünschen zu gestalten

und zu erhalten, ist unser Auftrag und unsere

wichtigste Aufgabe. Im weiteren Sinne unserer

gesellschaftlichen Verantwortung schauen wir

aber auch über die Grenzen Deutschlands hinaus. 

Deshalb sind wir Mitglied der DESWOS Deutsche

Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- und

Siedlungswesen e.V., unserer Fachorganisation

der Wohnungswirtschaft für Entwicklungs-

zusammenarbeit. Sie verfolgt in ihren Hilfsprojek-

ten in den Entwicklungsländern soziale und wirt-

schaftliche Ideen des Haus- und Siedlungsbaus für

ärmste Bevölkerungsschichten. Sie orientiert sich

dabei im Wesentlichen an genossenschaftlichen

Vorbildern und der gegenseitigen Hilfe, aber auch

an modernen Ideen der Gemeinwesenentwick-

lung und des internationalen Erfahrungsaustau-

sches. Es werden nicht deutsche Konzepte expor-

Wohnen ist ein Menschenrecht – bei uns und weltweit

tiert, sondern durch Bewohnerbeteiligung und

Planung mit örtlichen Partnerorganisationen kul-

turell und wirtschaftlich angepasste Wohnlösun-

gen entwickelt.

Die DESWOS steht seit 40 Jahren für das Men-

schenrecht auf Wohnen. Projekte werden in

Afrika, Asien und Lateinamerika durchgeführt. Es

gilt Menschen mit Wohnraum zu versorgen und

ihre Ernährung zu sichern, Arbeit zu schaffen und

Bildung zu vermitteln, Hygiene zu fördern und

Gesundheit zu stärken. Der immer noch aktuelle

Ansatz ist die Hilfe zur Selbsthilfe. Informationen

zur Arbeit der DESWOS finden Sie auf der Website

www.deswos.de oder über die

DESWOS Deutsche Entwicklungshilfe

für soziales Wohnungs- 

und Siedlungswesen e.V.

Innere Kanalstraße 69

50823 Köln

Tel.: 0221 57 989 37

Fax: 0221 57 989 99 

E-Mail: public@deswos.de

Website: www.deswos.de




